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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Errichtung des Universitätsklinikums Augsburg 

A) Problem 

Derzeit verfügt der Freistaat Bayern über fünf universitätsmedizini-
sche Einrichtungen. Eine sechste Medizinische Fakultät am Standort 
Augsburg soll die bayerische Hochschullandschaft mit einem eigenen 
Profil ergänzen und durch signifikante zusätzliche Investitionen die 
Attraktivität und Leistungsfähigkeit des Wissenschaftsstandorts Bay-
ern in der Hochschulmedizin weiter steigern. Darüber hinaus trägt der 
erfolgreiche Aufbau einer konkurrenzfähigen, forschungsstarken und 
attraktiven universitätsmedizinischen Einrichtung in Schwaben mit 
starken Kooperationspartnern zu einer Aufwertung der gesamten Re-
gion bei. 

In Augsburg soll ein Universitätsklinikum errichtet werden, das der 
Universität Augsburg zugeordnet sein wird. Die Gründung des Univer-
sitätsklinikums erfolgt durch Gesetz. Es soll die Rechtsnachfolge des 
bis zum Trägerwechsel als kommunale Anstalt geführten Kommunal-
unternehmens Klinikum Augsburg antreten. 

 

B) Lösung 

Mit dem vorliegenden Gesetz wird das Universitätsklinikum Augsburg 
errichtet, welches der universitären Forschung und Lehre und dem 
wissenschaftlichen Fortschritt dient und daran ausgerichtet Aufgaben 
der Krankenversorgung wahrnimmt. In dem Gesetz sollen die Errich-
tung des Universitätsklinikums und die Gesamtrechtsnachfolge der 
bisherigen kommunalen Anstalt geregelt werden. Ferner sind Rege-
lungen zum Übergang des Personals auf das künftige Universitätskli-
nikum unter Wahrung des Besitzstands und die Zuordnung künftig 
anzustellenden Personals zu treffen. Weiter sind Übergangsvorschrif-
ten für die Leitungs- und Aufsichtsorgane erforderlich. Schließlich soll 
die Ausbildungskapazität der künftigen Medizinischen Fakultät in der 
Aufbauphase begrenzt werden. 

Dies soll durch entsprechende Ergänzungen des Bayerischen Univer-
sitätsklinikagesetzes sowie durch eine Änderung des Bayerischen 
Hochschulzulassungsgesetzes erfolgen. 

 

C) Alternativen 

Keine 
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D) Kosten 

1. Kosten für den Freistaat Bayern  

a) Generalsanierung des Klinikums Augsburg 

Das Klinikum Augsburg befindet sich in einer laufenden Gene-
ralsanierung und Neustrukturierung. Derzeit wird der Bauab-
schnitt 4 ausgeführt; die Finanzierung der förderfähigen Kos-
ten von ca. 99 Mio. Euro soll über Haushaltsmittel der Kran-
kenhausförderung erfolgen. Die Bauabschnitte 5 ff. werden im 
Wesentlichen erst nach dem Trägerwechsel zur Ausführung 
gelangen. Eine direkte KHG-Förderung ist dann nicht mehr 
möglich. Entgegen den ursprünglichen Planungen wird sich 
die Fertigstellung des Bauabschnitts 4 über den Zeitpunkt des 
Trägerwechsels hinaus verzögern. 

Am 18.02.2016 (Datum der letzten Unterschrift) wurde mit den 
kommunalen Spitzenverbänden vereinbart, auf der Grundlage 
der vom Träger im Jahr 2012 vorgelegten Kostenschätzung 
für die ab 2019 vorgesehenen Bauabschnitte einen Gesamt-
betrag von 217 Mio. Euro (inklusive einer Baukostenindexie-
rung) in zehn gleichen Jahresraten aus Mitteln der Kranken-
hausfinanzierung zur Verfügung zu stellen, um den Restbedarf 
der förderfähigen Kosten der Generalsanierung zu decken. 
Durch eine Ergänzungsvereinbarung wird sichergestellt, dass 
Entsprechendes auch für die Kosten des Bauabschnitts 4 gilt, 
soweit dieser nicht zum Zeitpunkt des Trägerwechsels fertig-
gestellt ist. Das Risiko eventueller weiterer Kostensteigerun-
gen liegt nach den getroffenen Vereinbarungen beim Freistaat 
Bayern. Die nichtförderfähigen Kosten, die im Jahr 2012 auf 
60 Mio. Euro geschätzt wurden, werden nach dem gemein-
samen Eckpunktepapier vom 14.06.2016 im geschätzten Um-
fang pauschal zuzüglich Indexierung vom Krankenhauszweck-
verband Augsburg (KZVA) übernommen. Dieser Betrag redu-
ziert sich um die Kosten solcher Teilmaßnahmen, die ur-
sprünglich erst nach dem Übergang in staatliche Trägerschaft 
durchgeführt werden sollten, nun aber vorgezogen und vom 
KZVA durchgeführt und finanziert werden, sowie einzelner 
Maßnahmen, die vom KZVA getragen werden, die aber über-
wiegend dem neuen Träger zugutekommen. Im Rahmen der 
Erstellung des Bauantrags für die vier Bettentürme durch die 
staatliche Bauverwaltung zeichnet sich ab, dass die tatsächli-
chen Kosten der Generalsanierung deutlich höher liegen 
könnten. Für die Sanierung der vier Bettentürme rechnet die 
Bauverwaltung mit 280 Mio. Euro anstatt der vom KZVA bis-
her geschätzten 118 Mio. Euro (zwischenzeitlich vom KZVA 
auf 142 Mio. Euro aktualisiert). Hinsichtlich der weiteren Sa-
nierungsschritte wird mit einer vergleichbaren Abweichung ge-
rechnet. Insgesamt könnten die Kosten der Generalsanierung 
um etwa 300 Mio. Euro über den ursprünglichen Schätzungen 
liegen. 
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b) Aufbau der Medizinischen Fakultät 

Der Aufbau einer Medizinischen Fakultät am Standort Augs-
burg setzt die schrittweise zusätzliche Mittelbereitstellung für 
die laufenden Kosten für Forschung, Lehre und sonstige nicht 
voll vergütete betriebsnotwendige Aufwendungen (sonstige 
Trägeraufgaben) und Investitionen sowie für die Errichtung der 
erforderlichen Lehr- und Forschungsflächen voraus. 

Im Endausbau wird für die Medizinische Fakultät Augsburg bei 
ca. 100 Professuren von einem jährlichen Mittelbedarf (Stellen 
und Sachmittel) in Höhe von insgesamt ca. 100 Mio. Euro aus-
gegangen. 

Hinsichtlich der Investitionskosten für die Errichtung der erfor-
derlichen Lehr- und Forschungsflächen wird auf der Grundla-
ge einer Berechnung der HIS-Hochschulentwicklung (HIS-HE) 
von einem Raumbedarf von rund 37.200 m

2
 Hauptnutzfläche 

ausgegangen. Nach den gegenwärtigen Planungen werden 
die Kosten für die ersten drei Gebäude und die Erschließung 
bei ca. 350 Mio. Euro liegen. Die Gesamtkosten können der-
zeit noch nicht beziffert werden und hängen von den weiteren 
Planungen ab. 

Um den Studienbeginn zum Wintersemester 2019/2020 zu 
ermöglichen, werden zudem Interimsmaßnahmen im Bestand 
umgesetzt. Deren Kosten belaufen sich nach dem gegenwär-
tigen Planungsstand auf ca. 23 Mio. Euro (inkl. Anmietkosten). 
Große Teile dieser Interimsflächen werden im Zuge des weite-
ren Aufbaus der Medizinischen Fakultät auch künftig als Aus-
weichquartier für Fakultätseinrichtungen genutzt werden kön-
nen. 

Die Umsetzung des Konzepts für den Aufbau einer Universi-
tätsmedizin in Augsburg erfolgt im Rahmen der vom Haus-
haltsgesetzgeber bereitgestellten Mittel und Stellen. 

c) Gewährträgerhaftung 

Als Träger des Universitätsklinikums haftet der Freistaat ab 
dem 01.01.2019 für dessen Verbindlichkeiten unbeschränkt, 
wenn und soweit die Befriedigung aus dem Vermögen des 
Universitätsklinikums nicht zu erlangen ist. Falls das Universi-
tätsklinikum im Bereich der Krankenversorgung keine Kosten-
deckung erwirtschaften kann, könnte – falls Gegenmaßnah-
men nicht erfolgreich waren – die Gewährträgerhaftung grei-
fen. 

2. Kosten für die Kommunen 

Der Krankenhausfinanzierungsetat, der hälftig durch die Kranken-
hausumlage der Kommunen gespeist wird, wird durch die unter 
Nr. 1 Buchst. a dargestellte Finanzierung der Generalsanierung 
des Klinikums belastet. Zugleich entfällt durch die Errichtung des 
staatlichen Universitätsklinikums aber die Belastung in gleicher 
Höhe durch die Finanzierung der Generalsanierung nach dem 
Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) als Einzelvorhaben.  

3. Kosten für den Bürger 

Keine  
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Gesetzentwurf 

zur Errichtung des Universitätsklinikums Augsburg 

 

§ 1 
Änderung des  

Bayerischen Universitätsklinikagesetzes 

Das Bayerische Universitätsklinikagesetz (BayUni-
KlinG) vom 23. Mai 2006 (GVBl. S. 285, BayRS 2210-
2-4-K), das zuletzt durch § 1 Nr. 219 der Verordnung 
vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 8 Abs. 2 Satz 1 wird die Satznummerierung 
gestrichen. 

2. Nach Art. 15 wird folgender Art. 15a einfügt: 

„Art. 15a 
Übergangsvorschriften für die Errichtung  

des Universitätsklinikums Augsburg 

(1) 
1
Das Universitätsklinikum Augsburg tritt 

zum 1. Januar 2019 in die Rechte und Pflichten 
des Kommunalunternehmens Klinikum Augsburg 
ein; dies gilt nicht für die krankenhausförderrecht-
lichen Rechtsbeziehungen nach dem Bayerischen 
Krankenhausgesetz. 

2
Auf den Übergang der Ar-

beitsverhältnisse und der Ausbildungsverhältnisse 
findet § 613a Abs. 5 BGB mit der Maßgabe ent-
sprechend Anwendung, dass die Unterrichtung 
durch den bisherigen Arbeitgeber erfolgt.

 
 

(2) 
1
Es wird ein Übergangsaufsichtsrat gebil-

det, bestehend aus den Mitgliedern nach Art. 7 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3. 

2
Dieser erlässt die nach 

§ 59 AO erforderliche Satzung und nimmt bis zur 
Gründung der Anstalt des öffentlichen Rechts 
Universitätsklinikum Augsburg lediglich weitere 
das operative Geschäft vorbereitende Aufgaben, 
insbesondere gemäß Art. 8 Abs. 2 Nr. 1 und 2 un-
ter einheitlicher Stimmabgabe durch die Mitglieder 
nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 wahr.“ 

 

§ 2 
Weitere Änderung des  

Bayerischen Universitätsklinikagesetzes 

Das Bayerische Universitätsklinikagesetz, das zu-
letzt durch § 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Art. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil werden nach dem 
Wort „Rechts“ die Wörter „mit dem Recht 
zur Selbstverwaltung“ eingefügt. 

bb) Vor Nr. 1 wird folgende Nr. 1 eingefügt: 

„1. das Klinikum der Universität Augsburg 
(Universitätsklinikum Augsburg),“. 

cc) Die bisherigen Nrn. 1 bis 5 werden die 
Nrn. 2 bis 6. 

b) In Abs. 2 Halbsatz 1 werden die Wörter „im 
Folgenden:“ gestrichen. 

c) Abs. 3 wird aufgehoben. 

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3 und wird wie 
folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 einge-
fügt: 

„
2
Der Freistaat Bayern kann im Rahmen 

des staatlichen Immobilienmanagements 
hierfür weitere Grundstücke erwerben.“ 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

e) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4 und es wer-
den die Wörter „die gemeinnützigen Zwecke 
Förderung von Wissenschaft und Forschung, 
Förderung von Bildung und Erziehung sowie 
Förderung des öffentlichen Gesundheitswe-
sens im Sinn“ durch die Wörter „gemeinnützi-
ge Zwecke im Sinn von § 52 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1, 3 und 7“ ersetzt. 

2. Art. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe „BayHO“ 
durch die Wörter „der Bayerischen Haushalts-
ordnung (BayHO)“ ersetzt. 

b) Abs. 3 wird aufgehoben. 

3. Art. 5 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Wörter „der Obersten 
Baubehörde“ durch die Wörter „des Staatsmi-
nisteriums des Innern, für Bau und Verkehr“ 
ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Wörter „für Bildung und 
Kultus, Wissenschaft und Kunst“ gestrichen. 

4. Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
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„
1
Dem Aufsichtsrat gehören an 

1. der Staatsminister für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst (Staatsminister) 
oder ein von ihm benannter Stellvertreter 
als Vorsitzender, 

2. a) ein weiterer Vertreter des Staatsminis-
 teriums sowie 

b) je ein Vertreter des Staatsministeriums 
der Finanzen, für Landesentwicklung 
und Heimat und des Staatsministeriums 
für Gesundheit und Pflege, 

3. der Vorsitzende der Hochschulleitung der 
Universität, 

4. ein Professor der Medizin, der dem Klini-
kumsvorstand nicht angehört, 

5. eine in Wirtschaftsangelegenheiten erfah-
rene Persönlichkeit sowie ein Leiter einer 
klinischen Einrichtung, die sich unmittelbar 
mit Krankenversorgung befasst, als exter-
ne Mitglieder.“ 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „oder von der 
Staatsministerin“ gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „jeweiligen 
Staatsministers oder der jeweiligen Staats-
ministerin“ durch die Wörter „Staatsminis-
ters der Finanzen, für Landesentwicklung 
und Heimat beziehungsweise des Staats-
ministers für Gesundheit und Pflege“ er-
setzt. 

c) In Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „oder die 
Staatsministerin“ gestrichen. 

5. Art. 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „gesetzli-
chen“ die Wörter „und durch gemeinsame 
spezifische öffentliche Interessen bestimmten“ 
eingefügt. 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Universität“ 
die Wörter „in Form eines öffentlich-rechtli-
chen Vertrages“ eingefügt. 

6. Art. 14 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt: 

„(2) Abweichend von Abs. 1 gilt für das 
Universitätsklinikum Augsburg: 

1. Für die am 31. Dezember 2018 bestehen-
den Arbeitsverhältnisse gelten die für die 
Beschäftigten im kommunalen Bereich des 
Freistaates jeweils einschlägigen Tarifbe-
stimmungen.  

2. Das Universitätsklinikum Augsburg wird 
Mitglied der Zusatzversorgungskasse der 
bayerischen Gemeinden. 

3. Für die Versicherung bei der Zusatzver-
sorgungskasse der bayerischen Gemein-
den ist mit den ab dem 1. Januar 2019 
neu eingestellten Mitarbeitern und Mitar-
beiterinnen sowie Auszubildenden arbeits-
vertraglich der jeweils geltende Tarifver-
trag zu vereinbaren, der die zusätzliche Al-
tersvorsorge für die Beschäftigten im 
kommunalen Bereich des Freistaates 
Bayern regelt.“ 

b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und in Nr. 4 
wird Satz 2 aufgehoben. 

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und in Satz 2 
wird die Angabe „Abs. 1 und 2“ durch die An-
gabe „Abs. 1 und 3“ ersetzt. 

7. Art. 15 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 15  
Anwendung hochschul-  

und krankenhausrechtlicher Vorschriften“. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 

c) Es wird folgender Abs. 2 angefügt: 

„(2) Art. 27 des Bayerischen Krankenhaus-
gesetzes gilt entsprechend.“ 

8. Art. 15a wird wie folgt gefasst: 

„Art. 15a 
Übergangsvorschriften für die Errichtung  

des Universitätsklinikums Augsburg 

(1) 
1
Der Freistaat Bayern errichtet das Univer-

sitätsklinikum Augsburg als rechtsfähige Anstalt 
des öffentlichen Rechts des Freistaates Bayern. 
2
Das Universitätsklinikum Augsburg tritt zum 

1. Januar 2019 in die Rechte und Pflichten des 
Kommunalunternehmens Klinikum Augsburg ein; 
dies gilt nicht für die krankenhausförderrechtlichen 
Rechtsbeziehungen nach dem Bayerischen Kran-
kenhausgesetz. 

(2) 
1
Der Betrieb des Kommunalunternehmens 

Klinikum Augsburg gilt wirtschaftlich als ab dem 
1. Januar 2019 vom Universitätsklinikum Augs-
burg übernommen. 

2
Das Betriebsvermögen wird 

mit den Buchwerten der von einem öffentlich be-
stellten Abschlussprüfer mit einem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk versehenen 
Schlussbilanz zum 31. Dezember 2018 vom Uni-
versitätsklinikum Augsburg übernommen. 

(3) Abweichend von Art. 5 Abs. 4 hat das Uni-
versitätsklinikum Augsburg hinsichtlich aller am 
1. Januar 2019 laufenden Baumaßnahmen die 
Bauherreneigenschaft.  

(4) 
1
Bis zum 1. Juli 2019 sind vom Staatsmi-

nister die Aufsichtsratsmitglieder nach Art. 7 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 5 zu bestellen. 

2
Bis zur 

Bestellung aller Mitglieder des Aufsichtsrats neh-
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men die Mitglieder nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 die Aufgaben des Aufsichtsrats wahr. 

3
Bis 

zum 1. Januar 2020 bestellt der Aufsichtsrat die 
Mitglieder des Klinikumsvorstands nach Art. 8 
Abs. 2 Nr. 1. 

4
Bis zu deren jeweiliger Bestellung 

nehmen die Mitglieder des Vorstands des Kom-
munalunternehmens Klinikum Augsburg kommis-
sarisch die Aufgaben des Klinikumsvorstands 
wahr.“  

9. Art. 16 wird aufgehoben. 

10. Art. 18 wird Art. 16 und wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 16 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten“. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 

c) Es wird folgender Abs. 2 angefügt: 

„(2) 
1
Art. 15a Abs. 1 bis 3 tritt mit Ablauf 

des 31. Dezember 2025 außer Kraft. 
2
Art. 15a 

Abs. 4 tritt mit Ablauf des 29. Februar 2020 
außer Kraft.“ 

 

§ 3 
Änderung des  

Bayerischen Hochschulzulassungsgesetzes 

Das Bayerische Hochschulzulassungsgesetz 
(BayHZG) vom 9. Mai 2007 (GVBl. S. 320, BayRS 
2210-8-2-K), das zuletzt durch Gesetz vom 24. Juli 
2015 (GVBl. S. 301) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. In Art. 1 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „im Fol-
genden:“ gestrichen. 

2. Art. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 2 werden die Wörter „(EhfG) vom 
18. Juni 1969 (BGBl I S. 549) in der jeweils 
geltenden Fassung“ gestrichen. 

b) In Nr. 3 werden die Wörter „Gesetz zur Förde-
rung von Jugendfreiwilligendiensten (Jugend-
freiwilligendienstegesetz – JFDG) vom 
16. Mai 2008 (BGBl I S. 842) in der jeweils 
geltenden Fassung“ durch die Wörter „Ju-
gendfreiwilligendienstegesetz“ ersetzt. 

c) In Nr. 4 werden die Wörter „(WPflG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Au-
gust 2011 (BGBl I S. 1730) in der jeweils gel-
tenden Fassung“ gestrichen. 

d) In Nr. 5 werden die Wörter „Gesetz über den 
Bundesfreiwilligendienst (Bundesfreiwilligen-
dienstgesetz – BFDG) vom 28. April 2011 
(BGBl I S. 687) in der jeweils geltenden Fas-
sung“ durch die Wörter „Bundesfreiwilligen-
dienstgesetz“ ersetzt. 

3. In Art. 3 Abs. 2 werden die Wörter „(GVBl 2009 
S. 186, BayRS 2210-8-1-2-WFK) – im Folgenden: 
Staatsvertrag –“ durch das Wort „(Staatsvertrag)“ 
ersetzt. 

4. In Art. 4 Abs. 1 Satz 7 wird das Wort „(Schwund)“ 
gestrichen. 

5. Art. 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 werden die Wörter „(Be-
werberinnen und Bewerber für ein Zweitstudi-
um)“ gestrichen. 

b) In Abs. 5 Satz 5 wird das Wort „(Binnenquo-
ten)“ gestrichen. 

c) In Abs. 6 wird das Wort „(Vorauswahlverfah-
ren)“ gestrichen. 

6. Nach Art. 11 wird folgender Art. 11a eingefügt: 

„Art. 11a 
Zulassung während des Aufbaus der  

Medizinischen Fakultät der Universität Augsburg 
1
Die Zulassung zum Studiengang Medizin an 

der Universität Augsburg erfolgt nur, soweit ein 
Studienangebot vorhanden ist, und jeweils nur 
zum Wintersemester. 

2
Zu den ersten vier Winter-

semestern ab Aufnahme des Studienbetriebes 
werden jeweils 84, zu den darauf folgenden weite-
ren drei Wintersemestern jeweils 168 Bewerberin-
nen oder Bewerber zum Medizinstudium zugelas-
sen.“ 

7. Art. 13 wird Art. 12 und wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „ , Über-
gangsregelungen“ gestrichen. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 

c) Es wird folgender Abs. 2 angefügt: 

„(2)
 
Art. 11a tritt mit Ablauf des 31. De-

zember 2030 außer Kraft.“ 

 

§ 4  
Änderung des  

Bayerischen Hochschulgesetzes 

In Art. 10 Abs. 4 Satz 1 des Bayerischen Hoch-
schulgesetzes (BayHSchG) vom 23. Mai 2006 (GVBl. 
S. 245, BayRS 2210-1-1-K), das zuletzt durch Gesetz 
vom 19. Dezember 2017 (GVBl. S. 568) geändert 
worden ist, werden die Wörter „durch eine anerkannte 
Einrichtung“ durch die Wörter „gemäß Studienakkredi-
tierungsstaatsvertrag“ ersetzt. 

 

§ 5 
Inkrafttreten 

1
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 

2
Abweichend davon treten § 1 am 1. August 2018 und 

§ 4 mit Wirkung vom 1. Januar 2018 in Kraft. 
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Begründung: 

A) Allgemeines 

Die Gründung der Medizinischen Fakultät an der Uni-
versität Augsburg und die Errichtung des Universitäts-
klinikums Augsburg erfolgen durch unterschiedliche 
Rechtsakte, die aufeinander abgestimmt sind. 

Die Gründung der Medizinischen Fakultät ist im De-
zember 2016 durch eine Ergänzung der Grundord-
nung auf der Grundlage des Art. 19 Abs. 3 Satz 3 
Bayerisches Hochschulgesetz (BayHSchG) erfolgt. 
Die für den Beginn des Aufbaus erforderlichen Stellen 
wurden im Nachtragshaushalt 2016 und im Doppel-
haushalt 2017/2018 geschaffen. Der weitere Aufbau 
soll in den kommenden Haushalten erfolgen. 

Die Errichtung des Universitätsklinikums Augsburg als 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts erfolgt 
durch förmliches Gesetz, weil die Verleihung dieser 
Rechtsform nur durch Gesetz oder auf gesetzlicher 
Grundlage erfolgen kann; die in Bayern bestehenden 
Universitätsklinika sind in Art. 1 Abs. 1 des Bayeri-
schen Universitätsklinikagesetzes (BayUniKlinG) enu-
merativ aufgeführt.  

Nachdem die Errichtung des Universitätsklinikums 
Augsburg anders als bei der 2006 erfolgten rechtli-
chen Verselbstständigung der Universitätsklinika die 
Rechtsnachfolge einer bisher in kommunaler Träger-
schaft geführten Anstalt betrifft, für die ein anderes 
Tarifrecht gilt als für den Freistaat Bayern, sollen die 
Regelungen über das Personal um Bestimmungen 
ergänzt werden, die den Besitzstand der Beschäftig-
ten wahren (Art. 14 Abs. 2 und Art. 15a BayUniKlinG). 

Weiter soll angeordnet werden, dass das neue Uni-
versitätsklinikum Augsburg die Gesamtrechtsnachfol-
ge der in kommunaler Trägerschaft geführten rechts-
fähigen Anstalt des öffentlichen Rechts Kommunalun-
ternehmen Klinikum Augsburg antritt. Hiervon ausge-
nommen werden krankenhausförderrechtliche Rechts-
beziehungen nach dem Bayerischen Krankenhausge-
setz, die nicht auf das Universitätsklinikum Augsburg 
übergehen. Die Folgen der Gesamtrechtsnachfolge 
auf die bestehenden Arbeitsverhältnisse sind zu re-
geln. 

Der Entwurf sieht vor, dass auch die Arbeitsverhält-
nisse der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit ärztli-
chen Aufgaben, die im Zeitpunkt des Trägerwechsels 
zum Kommunalunternehmen Klinikum Augsburg be-
stehen, auf die Anstalt des öffentlichen Rechts Univer-
sitätsklinikum Augsburg besitzstandswahrend über-
gehen. Ab dem Trägerwechsel neu anzustellendes 
wissenschaftliches Personal wird beim Freistaat Bay-
ern nach dem für diesen geltenden Tarifrecht ange-
stellt; somit gelten die allgemeinen Regeln des Art. 14 
Abs. 2 Nr. 4 BayUniKlinG (künftig: Art. 14 Abs. 3 Nr. 4 
BayUniKlinG). 

Um einen reibungslosen Übergang zu gewährleisten, 
müssen die Organe des Universitätsklinikums Augs-
burg jederzeit handlungsfähig sein. Deshalb werden 

Übergangsregelungen für die Organe Aufsichtsrat und 
Vorstand vorgesehen. Das heißt, dass der Aufsichts-
rat zunächst schon mit Bestellung eines Teils seiner 
Mitglieder handlungsfähig ist und dass die bisher un-
ter kommunaler Trägerschaft bestellten Vorstandsmit-
glieder in einer kurzen Übergangszeit ihre Aufgaben 
weiter wahrnehmen, bis die jeweiligen Vorstandsmit-
glieder gemäß dem Bayerischen Universitätsklinika-
gesetz bestellt sind. Ein Übergangsaufsichtsrat soll 
schon ab dem 01.08.2018 eingesetzt werden, um eine 
rasche Bestellung der Vorstandsmitglieder zu ermög-
lichen. 

Das Errichtungsgesetz soll zur Vermeidung mehrerer 
aufeinander folgender Gesetzgebungsverfahren auch 
dazu genutzt werden, entsprechend Art. 6 Abs. 2 
Satz 2 des Staatsvertrags über die gemeinsame Ein-
richtung für Hochschulzulassung vom 17.03.2016 und 
21.03.2016 (GVBl. 2017 S. 55, BayRS 02-24-K) für 
die Aufbauphase der Medizinischen Fakultät Zulas-
sungszahlen vorzugeben, um eine Überlastung der 
neuen Einrichtung während des Aufbauprozesses zu 
vermeiden. 

Zudem sollen im Rahmen des Gesetzgebungsverfah-
rens redaktionelle Anpassungen am Bayerischen Uni-
versitätsklinikagesetz und am Bayerischen Hoch-
schulzulassungsgesetz erfolgen, um diese Gesetze 
der modernen Gesetzessprache anzupassen. 

 

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Re-
gelung 

Eine neue staatliche rechtsfähige Anstalt des öffentli-
chen Rechts, der z. B. die Dienstherrnfähigkeit zu-
kommt (bisher: Art. 14 Abs. 2 Nr. 3 BayUniKlinG; 
künftig: Art. 14 Abs. 3 Nr. 3 BayUniKlinG), kann nur 
durch Gesetz oder auf gesetzlicher Grundlage errich-
tet werden. Nachdem Art. 1 Abs. 1 BayUniKlinG die 
Universitätsklinika enumerativ aufführt, ist für die 
Gründung eines neuen Universitätsklinikums eine 
gesetzliche Regelung erforderlich. 

Ebenso bedürfen die Gestaltung der Gesamtrechts-
nachfolge sowie erforderliche Abweichungen von den 
geltenden Regelungen des Bayerischen Universitäts-
klinikagesetzes bezüglich des Personals einer gesetz-
lichen Regelung. 

Schließlich müssen die Übergangsbestimmungen für 
bestehende Organe mit der Errichtung der Anstalt er-
lassen werden, nachdem sie vom Bayerischen Uni-
versitätsklinikagesetz abweichen. 

Die Regelung der Zulassungszahlen in der Über-
gangszeit durch förmliches Gesetz ist erforderlich, um 
vor dem Hintergrund möglicher verwaltungsgerichtli-
cher Auseinandersetzungen eine sinnvolle Gestaltung 
des Fakultätsaufbaus sicherzustellen. Die Möglichkeit 
abweichender Regelungen ist in Art. 6 Abs. 2 Satz 2 
des Staatsvertrags über die gemeinsame Einrichtung 
für Hochschulzulassung für diesen Fall ausdrücklich 
zugelassen. Eine gesetzliche Regelung wirkt dem 
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entgegen, dass einzelne Verwaltungsgerichte im Eil-
verfahren abweichende Reglungen treffen und eine 
Zahl an Studierenden in der Aufbauphase zulassen, 
die den Aufbau einer funktionsfähigen Fakultät nach-
haltig behindert. 

 

C) Zu den einzelnen Vorschriften 

§ 1 Änderung des Bayerischen Universitätsklinika-
gesetzes 

Zu § 1 Nr. 1: 

Die Streichung der Satznummerierung dient der Kor-
rektur, da Art. 8 Abs. 2 nicht (mehr) über einen Satz 2 
verfügt. 

Zu § 1 Nr. 2: 

Im Interesse der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen soll dem Kommunalunternehmen Klinikum Augs-
burg schon vor dem eigentlichen Zeitpunkt des Trä-
gerwechsels eine Unterrichtungspflicht bezüglich des 
Übergangs gegenüber den Arbeitnehmern und Ar-
beitnehmerinnen auferlegt werden. Dies muss recht-
zeitig vor dem geplanten Übergang erfolgen, daher 
muss Art. 15a Abs. 1 Satz 2 schon zum 01.08.2018 in 
Kraft treten. Art. 15a Abs. 1 Satz 1 macht deutlich, in 
welchem Kontext Art. 15a Abs. 1 Satz 2 steht. 

Die Etablierung eines Übergangsaufsichtsrats soll die 
rasche Bestellung der Vorstandsmitglieder ermögli-
chen. Die Regelung des Art. 15a Abs. 2 ist schon zum 
01.08.2018 erforderlich, damit der Übergangsauf-
sichtsrat alle erforderlichen Maßnahmen zur Vorberei-
tung des ab dem 01.01.2019 beginnenden operativen 
Geschäfts rechtzeitig vornehmen kann. Insbesondere 
darf er die nach § 59 Abgabenordnung (AO) erforder-
liche Satzung erlassen, den Klinikumsvorstand bestel-
len und über die Vergütung und Ausgestaltung der 
Verträge für die Mitglieder des Klinikumsvorstands 
entscheiden. Dieser Aufsichtsrat wird als Übergangs-
aufsichtsrat bezeichnet, da er nur den vorgenannten 
eingeschränkten Aufgabenbereich hat. 

 

§ 2 Weitere Änderung des Bayerischen Universi-
tätsklinikagesetzes 

Hier erfolgen die weiteren Änderungen des Bayeri-
schen Universitätsklinikagesetzes, die erst ab dem 
01.01.2019 in Kraft treten sollen. 

Zu § 2 Nr. 1 Buchst. a: 

Die durch § 2 Nr. 1 Buchst. a Doppelbuchst. aa vor-
genommene Ergänzung von Art. 1 Abs. 1 erfolgt auf-
grund einer Anpassung an die moderne Gesetzes-
sprache. Aus dem Recht zur Selbstverwaltung ergibt 
sich das Recht der Universitätsklinika, Satzungen zu er-
lassen (siehe auch Erläuterung zu § 2 Nr. 1 Buchst. c). 

Durch § 2 Nr. 1 Buchst. a Doppelbuchst. bb und cc 
wird die enumerative Nennung der Universitätsklinika, 
die durch den Freistaat Bayern als rechtsfähige An-
stalten des öffentlichen Rechts betrieben werden, um 

das Klinikum der Universität Augsburg (Universitäts-
klinikum Augsburg) in alphabetischer Reihenfolge 
ergänzt. 

Zu § 2 Nr. 1 Buchst. b:  

Die Streichung erfolgt im Rahmen einer redaktionellen 
Anpassung wegen geänderter Formulierungspraxis. 

Zu § 2 Nr. 1 Buchst. c: 

Die Streichung von Art. 1 Abs. 3 folgt aus der in § 2 
Nr. 1 Buchst. a Doppelbuchst. aa vorgenommenen 
Anpassung von Art. 1 Abs. 1 an die moderne Geset-
zessprache. Eine inhaltliche Änderung im Hinblick auf 
das den Universitätsklinika zustehende Satzungsrecht 
ist damit nicht verbunden (siehe auch Erläuterung zu 
§ 2 Nr. 1 Buchst. a Doppelbuchst. aa). 

Zu § 2 Nr. 1 Buchst. d: 

Die Ergänzung ermöglicht den Neuerwerb von Grund-
stücken durch den Freistaat Bayern für ein Universi-
tätsklinikum in dem Umfang, der für die Erfüllung von 
dessen unmittelbaren staatlichen Aufgaben notwendig 
ist. Das Klinikum ist der Universität zugeordnet; es 
dient der universitären Forschung und Lehre und dem 
wissenschaftlichen Fortschritt und nimmt daran aus-
gerichtet Aufgaben in der Krankenversorgung wahr 
(Art. 2 Abs. 1 Satz 1 BayUniKlinG). Deshalb besteht 
aufgrund von Art. 138 Abs. 1 Satz 1 BV ein zwingen-
des Interesse des Allgemeinwohls, das insoweit einen 
Staatsbedarf begründet. Die Erforderlichkeit der An-
passung der Nummerierung des Absatzes ergibt sich 
aus der Streichung von Art. 1 Abs. 3. 

Zu § 2 Nr. 1 Buchst. e:  

Da die im Bayerischen Universitätsklinikagesetz ge-
nannten Zweckbezeichnungen nicht mehr in allen Fäl-
len mit dem Wortlaut des § 52 Abs. 2 Satz 1 AO über-
einstimmt, findet eine redaktionelle Anpassung dahin-
gehend statt, dass künftig auf die einschlägigen Num-
mern des § 52 Abs. 2 Satz 1 AO verwiesen wird. Die 
Erforderlichkeit der Anpassung der Nummerierung 
des Absatzes ergibt sich aus der Streichung von Art. 1 
Abs. 3. 

Zu § 2 Nr. 2: 

Da Art. 27 des Bayerischen Krankenhausgesetzes 
nicht zu den „Aufgaben des Klinikums“ im eigentlichen 
Sinne gehört, wird die Verweisung künftig in Art. 15 
verortet (siehe Erläuterung zu § 2 Nr. 7). 

Zu § 2 Nr. 3 Buchst. a: 

Hier handelt es sich um eine redaktionelle Anpas-
sung, da die Oberste Baubehörde Teil des Staatsmi-
nisteriums des Innern, für Bau und Verkehr ist. 

Zu § 2 Nr. 3 Buchst. b: 

Die Streichung erfolgt, da das Staatsministerium in 
Art. 1 Abs. 2 bereits legaldefiniert wurde. 

Zu § 2 Nr. 4: 

Die Neufassung dient der sprachlichen Vereinfachung 
und der leichteren Lesbarkeit der Norm. 
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Zu § 2 Nr. 5: 

Die Ergänzungen im Gesetzestext haben klarstellen-
de Funktion, insbesondere im Hinblick auf steuer-
rechtliche Fragen (z.B. § 2b Abs. 3 Nr. 1 bzw. Nr. 2 
Umsatzsteuergesetz – UStG). 

Zu § 2 Nr. 6: 

Art. 14, der Regelungen für das Personal an Universi-
tätsklinika trifft, soll grundsätzlich auch für das Univer-
sitätsklinikum Augsburg Anwendung finden, dabei 
sind jedoch im Interesse der Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen bestimmte Abweichungen erforder-
lich.  

Art 14 Abs. 2 Nr. 1 bildet § 613a Abs. 1 Satz 2 BGB 
nach, wobei jedoch auf die Befristung der Bindung auf 
ein Jahr verzichtet wird, und ermöglicht unabhängig 
von der Ausgestaltung der arbeitsvertraglichen Be-
zugnahmeklausel eine dynamische Fortgeltung der 
Tarifverträge der Vereinigung kommunaler Arbeitge-
ber in den im Zeitpunkt des Trägerwechsels beste-
henden Arbeitsverhältnissen. Damit wird ein sehr 
weitgehender Bestandsschutz gewährleistet. Betriebs-
bedingte Kündigungen aus Anlass des Trägerwech-
sels werden nicht erfolgen. Ein Überleitungstarifver-
trag oder eine Überleitungsvereinbarung ist nicht er-
forderlich. 

In neuen, nach dem Trägerwechsel (Stichtag 
01.01.2019) mit dem Universitätsklinikum Augsburg 
geschlossenen Arbeitsverträgen wird das Tarifwerk 
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder vereinbart 
werden. Neue Arbeitsverhältnisse mit dem Universi-
tätsklinikum Augsburg sind auch solche, die mit Mitar-
beitern und Mitarbeiterinnen abgeschlossen werden, 
deren befristete Arbeitsverhältnisse zunächst auf die 
Anstalt des öffentlichen Rechts Universitätsklinikum 
Augsburg übergegangen, dann aber aufgrund Befris-
tung ausgelaufen sind. Das Bundesarbeitsgericht er-
kennt nach einem Betriebsübergang die unterschiedli-
che Beschäftigungshistorie als Differenzierungsgrund 
an. Die willentliche Beibehaltung der sich aus der 
Nachbildung des § 613a Abs. 1 BGB ergebenden 
Rechtsfolgen führt nicht zu einer willkürlichen Un-
gleichbehandlung (vgl. BAG, Urt. v. 29.08.2001 – 
4 AZR 352/00, NZA 2002, 863; BAG, Urt. v. 
25.08.1976 – 5 AZR 788/75, BB 1977, 145).  

Neue Arbeitsverhältnisse mit Hochschullehrern und 
Hochschullehrerinnen im Sinne des Art. 17 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 BayHSchG sowie wissenschaftlichen Mit-
arbeitern und Mitarbeiterinnen im Sinne des Art. 17 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BayHSchG werden ab dem 
01.01.2019 mit dem Freistaat begründet. Dies ergibt 
sich aus Art. 14 Abs. 3 Nr. 4 Satz 1, der ab dem 
01.01.2019 auch für das Universitätsklinikum Augs-
burg Anwendung findet. Wissenschaftliche Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen – auch solche, die auch in der 
Krankenversorgung tätig sind – sind den Universitäten 
zuzuordnen; damit wird den Empfehlungen des Wis-
senschaftsrates entsprochen. Sinn und Zweck dieser 
Zuordnung zu den Universitäten als Träger von For-

schung und Lehre ist der Schutz der Wissenschafts-
freiheit. Im Zuge der Verselbstständigung der beste-
henden bayerischen Universitätsklinika hat der Ge-
setzgeber die Festlegung getroffen, dass das ärztliche 
Personal als wissenschaftliche Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen beim Freistaat verbleibt. Diese Festlegung 
ist im damaligen Art. 14 Abs. 2 Nr. 4 BayUniKlinG 
(künftig: Art. 14 Abs. 3 Nr. 4 BayUniKlinG) aufrechter-
halten worden. Damit wird auch den vorrangigen Auf-
gaben des wissenschaftlichen Personals in Forschung 
und Lehre Rechnung getragen.  

Indem Art. 14 Abs. 3 Nr. 4 BayUniKlinG auch für das 
Universitätsklinikum Augsburg gilt, wird den Belangen 
von Forschung und Lehre in dem neu gegründeten 
Universitätsklinikum der nötige Raum und der nötige 
Schutz in gleicher Weise eingeräumt wie an anderen 
Universitätsmedizinstandorten in Bayern. Neue Ar-
beitsverhältnisse mit wissenschaftlichen Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen sind solche, die nach dem Trä-
gerwechsel (Stichtag 01.01.2019) mit dem Freistaat 
Bayern begründet werden, d. h. alle nach dem Träger-
wechsel neu abgeschlossenen Arbeitsverträge. In 
diesen Arbeitsverhältnissen findet das Tarifwerk der 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder, also der Tarif-
vertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) 
bzw. der Tarifvertrag für Ärztinnen und Ärzte an Uni-
versitätskliniken (TV-Ärzte) Anwendung.  

Dies hat zur Folge, dass innerhalb des Universitätskli-
nikums Augsburg in Anwendung des Art. 14 Abs. 3 
Nr. 4 BayUniKlinG abhängig vom Eintrittsdatum eines 
Mitarbeiters/einer Mitarbeiterin für eine Übergangszeit 
verschiedene Arbeitsbedingungen gelten. Stichtags-
regelungen sind in der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts und des Bundesarbeitsgerichts 
aber als zulässiges Differenzierungskriterium aner-
kannt. Die Wahl des Stichtags (01.01.2019) orientiert 
sich an dem zugrundeliegenden Sachverhalt, nämlich 
dem Trägerwechsel. Die Interessenlage der Betroffe-
nen wurde in Abwägung mit dem Interesse des Schut-
zes der Wissenschaftsfreiheit angemessen erfasst. 

Neue Arbeitsverhältnisse mit wissenschaftlichen Mit-
arbeitern und Mitarbeiterinnen sind auch solche, die 
mit wissenschaftlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterin-
nen abgeschlossen werden, deren befristete Arbeits-
verhältnisse zunächst auf die Anstalt des öffentlichen 
Rechts Universitätsklinikum Augsburg übergegangen, 
dann aber aufgrund Befristung ausgelaufen sind. Nur 
auf diese Weise kann in einem überschaubaren Zeit-
raum ein Gleichklang mit anderen Universitätsmedi-
zinstandorten in Bayern erreicht werden.  

Mit der Regelung in Art. 14 Abs. 2 Nr. 2 wird das Uni-
versitätsklinikum Augsburg vom Anwendungsbereich 
des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 ausgenommen. Aufgrund 
der Entstehungsgeschichte des Universitätsklinikums 
Augsburg wurde in den Verhandlungen zwischen dem 
bisherigen Träger, dem Krankenhauszweckverband 
Augsburg, und dem neuen Träger, dem Freistaat 
Bayern, vereinbart, dass bei der Anstalt des öffentli-
chen Rechts Universitätsklinikum Augsburg angestell-
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tes Personal bei der Zusatzversorgungskasse der 
bayerischen Gemeinden versichert bleibt bzw. wird. 
Dies soll sowohl für im Zeitpunkt des Trägerwechsels 
bestehende Arbeitsverhältnisse als auch für neue 
Arbeitsverhältnisse bei der Anstalt des öffentlichen 
Rechts Universitätsklinikum Augsburg gelten. Hierzu 
muss das Universitätsklinikum Augsburg Mitglied der 
Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden 
werden. Voraussetzung für eine Versicherung des 
nach dem Zeitpunkt des Trägerwechsels neu einge-
stellten Personals ist zudem die arbeitsvertragliche 
Vereinbarung des Tarifvertrags über die zusätzliche 
Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes (Altersvorsorge-TV-Kommunal – ATV-K). 
Die Versicherung in der Zusatzversorgungskasse wird 
gewährleistet durch die Regelung in Art. 14 Abs. 2 
Nr. 3 und die zusätzlich erforderliche arbeitsvertragli-
che Vereinbarung, dass abweichend von § 25 TV-L 
der ATV-K gilt. 

Die Aufhebung des bisherigen Art. 14 Abs. 2 Nr. 4 
Satz 2 durch § 2 Nr. 6 Buchst. b erfolgt aus redaktio-
nellen Gründen. Die mitgliedschaftliche Zugehörigkeit 
der in Art. 14 Abs. 3 Nr. 4 Satz 1 genannten Perso-
nengruppen zu der Universität, der das jeweilige Uni-
versitätsklinikum zugeordnet ist, ergibt sich bereits 
aus Art. 17 BayHSchG. Im Übrigen sind die Änderun-
gen in § 2 Nr. 6 Buchst. b und c Folgeänderungen, die 
sich aus der Einführung von Art. 14 Abs. 2 (vgl. § 2 
Nr. 6 Buchst. a) ergeben.  

Zu § 2 Nr. 7: 

Die Änderung von Art. 15 ist Folge der Streichung von 
Art. 2 Abs. 3 (siehe Erläuterung zu § 2 Nr. 2).  

Zu § 2 Nr. 8: 

Für die Errichtung des Universitätsklinikums Augsburg 
als Anstalt des öffentlichen Rechts, für die Regelung 
der Modalitäten der Übernahme des Betriebs durch 
die neu gegründete Anstalt des öffentlichen Rechts 
sowie für die weitere Gestaltung der Übergangszeit 
bedarf es spezieller Errichtungs- und Übergangsvor-
schriften. Diese werden in Art. 15a normiert. 

Art. 15a Abs. 1 Satz 1 regelt die Errichtung des Uni-
versitätsklinikums Augsburg als rechtsfähige Anstalt 
des öffentlichen Rechts im Gründungsmodell mit Wir-
kung zum 01.01.2019. 

Gemäß Art. 15a Abs. 1 Satz 2 tritt die neu gegründete 
Anstalt des öffentlichen Rechts zum 01.01.2019 in die 
Rechte und Pflichten des Kommunalunternehmens 
Klinikum Augsburg ein.  

Die Rechte und Pflichten gehen im Wege der gesetz-
lich angeordneten Gesamtrechtsnachfolge auf die neu 
gegründete Anstalt des öffentlichen Rechts Universi-
tätsklinikum Augsburg über. Darunter ist auch der 
Übergang sämtlicher Einrichtungen des Kommunalkli-
nikums Augsburg auf die Anstalt des öffentlichen 
Rechts zu verstehen. Im Zeitpunkt des Trägerwech-
sels bestehen am Universitätsklinikum Augsburg fol-
gende Einrichtungen: 

 

Klinik für Allgemein-, Viszeral- und Transplantationschirurgie 

Klinik für Anästhesiologie und operative Intensivmedizin 

Klinik für Augenheilkunde 

Klinik für Dermatologie 

Frauenklinik 

Klinik für Gefäßchirurgie 

Klinik für Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde 

Klinik für Herz- und Thoraxchirurgie 

I. Medizinische Klinik  

II. Medizinische Klinik 

III. Medizinische Klinik 

IV. Medizinische Klinik und Interdisziplinäre Notaufnahme  

Institut für Laboratoriumsmedizin und Mikrobiologie 

Institut für Transfusionsmedizin und Hämostaseologie 

I. Klinik für Kinder und Jugendliche 

II. Klinik für Kinder und Jugendliche 

Kinderchirurgische Klinik 

 



Seite 12 Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode Drucksache 17/20989 

Klinik für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie 

Neurochirurgische Klinik 

Neurologische Klinik 

Klinik für Nuklearmedizin 

Institut für Pathologie 

Interdisziplinäres Zentrum für Palliative Versorgung  

Klinik für Diagnostische und Interventionelle Radiologie und Neuroradiologie 

Klinik für Unfall-, Hand- und Wiederherstellungschirurgie 

Klinik für Urologie 

Strahlenklinik 

Umweltambulanz 

Berufsfachschule für Krankenpflege 

Berufsfachschule für Kinderkrankenpflege 

Berufsfachschule für Krankenpflegehilfe 

Berufsfachschule für Physiotherapie 

Berufsfachschule für Hebammen und Entbindungspfleger 

Apotheke 

 

Die Berufsfachschulen werden ab dem 01.01.2019 
durch die rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 
Universitätsklinikum Augsburg in privater Trägerschaft 
betrieben. Juristische Personen des öffentlichen 
Rechts können Träger von Privatschulen sein (vgl. 
Art. 29 Abs. 2 Satz 1 Bayerisches Schulfinanzie-
rungsgesetz). Die unmittelbare staatliche Schulauf-
sicht liegt nach Art. 114 Abs. 1 Nr. 4 lit. d des Bayeri-
schen Gesetzes über das Erziehungs- und Unter-
richtswesen über alle Berufsfachschulen bei der je-
weiligen Bezirksregierung. Die „Schule für operations-
technische Assistenten“ ist keine Schule im Sinne des 
Schulrechtes, sondern ein bloßer Lehrgang. 

Die Anstalt des öffentlichen Rechts Kommunalunter-
nehmen Klinikum Augsburg wird nicht fortbestehen. 

Art. 15a Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 nimmt die Rechte 
und Pflichten aus den krankenhausförderrechtlichen 
Rechtsbeziehungen nach dem Bayerischen Kranken-
hausgesetz von der Rechtsnachfolge aus; sie gehen 
aufgrund ihrer besonderen förderrechtlichen Natur 
nicht auf die neu gegründete Anstalt des öffentlichen 
Rechts Universitätsklinikum Augsburg über, sondern 
verbleiben beim Kommunalunternehmen Klinikum 
Augsburg bzw. gehen nach dessen Auflösung auf den 
Krankenhauszweckverband Augsburg über. 

Mit der Regelung in Art. 15a Abs. 1 Satz 2 wird auch 
der Übergang der im Zeitpunkt des Trägerwechsels 
bestehenden Arbeitsverhältnisse des Kommunalun-
ternehmens Klinikum Augsburg auf das Universitäts-
klinikum Augsburg landesgesetzlich zum 01.01.2019 

angeordnet. Die Regelung ist auch erforderlich, da 
§ 613a BGB bei gesetzlich angeordneter Gesamt-
rechtsnachfolge nicht anwendbar ist. Sie soll den er-
forderlichen Schutz der Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen gewährleisten. Auf die Anordnung eines Wi-
derspruchsrechts wird im Einklang mit der gefestigten 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts verzich-
tet, da sich die Übergangsregelungen insgesamt als 
angemessen erweisen. Ein weitergehendes Schutz-
bedürfnis von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen 
besteht, insbesondere da sich der Übergang zwischen 
zwei öffentlichen, nicht insolvenzfähigen Arbeitgebern 
vollzieht, nicht. Im Übrigen wird die bisherige Anstalt 
des öffentlichen Rechts Kommunalunternehmen Klini-
kum Augsburg nicht fortbestehen. 

Dem ärztlichen Bestandspersonal, das nun aufgrund 
der gesetzlich angeordneten Gesamtrechtsnachfolge 
beim Universitätsklinikum Augsburg angestellt ist, 
kann im Rahmen vertraglicher Vereinbarungen er-
möglicht werden, bei entsprechender Qualifikation, 
Bedarf und Interesse, Aufgaben in Forschung und 
Lehre im Sinne des Art. 2 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 
BayUniKlinG wahrzunehmen. 

Art. 15a Abs. 2 bestimmt den Zeitpunkt sowie die 
Modalitäten der Übernahme des Betriebs des Kom-
munalunternehmens Klinikum Augsburg durch das 
Universitätsklinikum Augsburg als Anstalt des öffentli-
chen Rechts. 

In der Eröffnungsbilanz des Universitätsklinikums 
Augsburg werden die Bilanzpositionen „Festgesetztes 
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Kapital, Kapitalrücklage und Bilanzverlust“ der Ab-
schlussbilanz des Kommunalunternehmens zusam-
mengefasst als ein Posten „Festgesetzes Kapital“ 
ausgewiesen. 

Art. 15a Abs. 3 nimmt auf die im Zeitpunkt der Ver-
staatlichung laufenden und bis dahin nach dem Baye-
rischen Krankenhausgesetz geförderten Baumaß-
nahmen zur Generalsanierung (Bauabschnitt 4) Be-
zug. Da die durchgehende Weiterführung der laufen-
den Sanierungsmaßnahme für das Klinikum von ent-
scheidender Bedeutung ist, wird dem Universitätskli-
nikum Augsburg für den durch das Kommunalunter-
nehmen Klinikum Augsburg begonnenen und bereits 
weit fortgeschrittenen Bauabschnitt 4 der Generalsan-
ierung die Bauherreneigenschaft übertragen. Die un-
terbrechungsfreie Abwicklung der Baumaßnahme wird 
so gewährleistet. Die Regelung bezieht sich nur auf 
Baumaßnahmen, bei denen bereits mit der Ausfüh-
rung begonnen wurde. 

Die Finanzierung der nach KHG förderfähigen Bau-
leistungen für den Bauabschnitt 4, die nach dem 
31.12.2018 durchgeführt werden, soll nach einer Ver-
einbarung mit den kommunalen Spitzenverbänden 
durch Bereitstellung von Mitteln der Krankenhausfi-
nanzierung erfolgen. Darüber hinaus hat der bisherige 
Träger (Krankenhauszweckverband Augsburg) im 
Kauf- und Übereignungsvertrag zugesichert, dass 
dem Freistaat aus der Nichtfertigstellung des Bauab-
schnitts 4 der Generalsanierung zum 31.12.2018 kein 
finanzieller Nachteil im Hinblick auf die Gesamtbau-
kosten (gemäß DIN 276) entsteht. Der Krankenhaus-
zweckverband oder dessen Rechtsnachfolger ge-
währleistet, dass der Freistaat finanziell so gestellt 
wird, als ob der Bauabschnitt 4 zum 31.12.2018 fertig-
gestellt wäre. 

Die Baumittel werden zweckgebunden vereinnahmt 
und vom Staatsministerium zweckgebunden zur Fort-
führung der Baumaßnahmen zugewiesen. Die ent-
sprechenden haushaltsmäßigen Vorkehrungen sind 
im Doppelhaushalt 2019/2020 vorzusehen. 

Die Rechte des Landtags zur Genehmigung neuer 
Baumaßnahmen (Bauabschnitte 5 und folgende) in 
staatlicher Trägerschaft bleiben unberührt. 

Art. 15a Abs. 4 regelt die Besetzung der Leitungsgre-
mien (Vorstand und Aufsichtsrat) in der Phase unmit-
telbar nach der Gründung, da das Universitätsklinikum 
Augsburg jederzeit handlungsfähig sein muss. Bis zur 
Bestellung aller Mitglieder des Aufsichtsrats (längs-
tens bis zum 01.07.2019) ist der Aufsichtsrat zunächst 
personenidentisch zu dem von 01.08.2018 bis 
31.12.2018 bestehenden Übergangsaufsichtsrat.  

Mit der jeweiligen Bestellung eines neuen Vorstands-
mitglieds endet die kommissarische Wahrnehmung 
seiner Aufgaben durch das bisherige Vorstandsmit-
glied. Für den Fall der Bestellung eines Vorstandsmit-
glieds durch den Übergangsaufsichtsrat ist keine er-
neute Bestellung oder Bestätigung durch den Auf-
sichtsrat erforderlich.  

Dekan oder Dekanin der Medizinischen Fakultät im 
Sinne des Art. 9 Abs. 1 Nr. 4 ist auch eine Person, die 
nach Maßgabe der Grundordnung der Universität 
Augsburg dessen oder deren Aufgabe wahrnimmt. 

Zu § 2 Nr. 9: 

Art. 16 wird aufgehoben, da bislang kein Gebrauch 
von den dort enthaltenen Ermächtigungen gemacht 
wurde. 

Zu § 2 Nr. 10: 

Da bestimmte in Art. 15a getroffene Übergangsvor-
schriften sich nach dem Ablauf einer Übergangszeit 
selbst erledigen werden, wird der Zeitpunkt ihres Au-
ßerkrafttretens normiert. Da Art. 17 nicht belegt ist 
und Art. 16 wegfällt, wird der bisherige Art. 18 zu 
Art. 16. Zudem ist eine Änderung der Überschrift des 
neuen Art. 16 erforderlich, der in der geltenden Fas-
sung nur das Inkrafttreten des Bayerischen Universi-
tätsklinikagesetzes regelt. An den bisherigen Wortlaut 
werden die Regelungen zum Außerkrafttreten ange-
fügt. 

 

§ 3 Änderung des Bayerischen Hochschulzulas-
sungsgesetzes 

Zu § 3 Nr. 1: 

Die Streichung erfolgt im Rahmen einer redaktionellen 
Anpassung wegen geänderter Formulierungspraxis. 

Zu § 3 Nr. 2: 

Entsprechend den aktuellen Richtlinien für die Redak-
tion von Rechtsvorschriften werden die in Art. 2 ge-
nannten dynamischen Verweisungen verkürzt. 

Zu § 3 Nr. 3: 

Die Streichung erfolgt im Rahmen einer redaktionellen 
Anpassung wegen geänderter Formulierungspraxis 
sowie einer Verkürzung der dynamischen Verweisung 
entsprechend den aktuellen Richtlinien für die Redak-
tion von Rechtsvorschriften. 

Zu § 3 Nr. 4: 

Die Streichung erfolgt im Rahmen einer redaktionellen 
Anpassung, da es sich bei dem Klammerzusatz nicht 
um eine erneut im Gesetz verwendete Legaldefinition 
handelt. 

Zu § 3 Nr. 5: 

Die Streichungen erfolgen ebenfalls im Rahmen einer 
redaktionellen Anpassung, da es sich bei den Klam-
merzusätzen nicht um erneut im Gesetz verwendete 
Legaldefinitionen handelt. 

Zu § 3 Nr. 6: 

Der Staatsvertrag über die gemeinsame Einrichtung 
für Hochschulzulassung vom 17. bis 21.03.2016 er-
möglicht nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 eine vom Kapazi-
tätserschöpfungsgebot (Art. 6 Abs. 2 Satz 1) abwei-
chende Festlegung von Zulassungszahlen „bei der 
Erprobung neuer Studiengänge und -methoden (…) 
und beim Aus- oder Aufbau der Hochschulen“. Es ist 
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vorgesehen, den Studiengang als Modellstudiengang 
entsprechend § 41 der Approbationsordnung für Ärzte 
(ÄApprO) i. d. F. vom 27.06.2002 (BGBl. I S. 2405), 
die zuletzt durch Art. 5 des Pflegeberufereformgeset-
zes vom 17.07.2017 (BGBl. I S. 2581) geändert wor-
den ist, einzurichten.  

Danach kann die nach Landesrecht zuständige Stelle 
einen Modellstudiengang zulassen, der in den dort 
definierten Punkten von der ÄApprO abweicht. We-
sentlich für einen Modellstudiengang im Bereich der 
Medizin ist dabei, dass er der Erprobung neuer For-
men des Studiums dient. Für den an der Universität 
Augsburg einzurichtenden Studiengang sind die Be-

dingungen des Art. 6 des Staatsvertrags erfüllt, da so-
wohl neue Studienmethoden erprobt werden als auch 
eine medizinische Fakultät an der Universität neu 
aufgebaut wird.  

Beim Aufbau des Studiengangs wird es im Zuge des 
Aufbauprozesses zu funktionellen Kapazitätsein-
schränkungen kommen, solange der Unterricht noch 
nicht in allen Fachgebieten mit gleicher Ausbildungs-
kapazität bestritten werden kann. Daher werden durch 
Art. 11a Satz 2 die folgenden Zulassungszahlen fest-
gesetzt (vorklinischer und klinischer Teil, ohne Prakti-
sches Jahr): 

 

 Fachsemester 

Semester 1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 

WS 1 84          

SS 1 0 84         

WS 2 84 0 84        

SS 2 0 84 0 84       

WS 3 84 0 84 0 84      

SS 3 0 84 0 84 0 84     

WS 4 84 0 84 0 84 0 84    

SS 4 0 84 0 84 0 84 0 84   

WS 5 168 0 84 0 84 0 84 0 84  

SS 5 0 168 0 84 0 84 0 84 0 84 

WS 6 168 0 168 0 84 0 84 0 84 0 

SS 6 0 168 0 168 0 84 0 84 0 84 

WS 7 168 0 168 0 168 0 84 0 84 0 

SS 7 0 168 0 168 0 168 0 84 0 84 

 

Art. 11a Satz 1 stellt insoweit klar, dass eine Zulas-
sung zum Studium der Medizin an der Universität 
Augsburg nur erfolgt, soweit überhaupt bzw. in dem 
jeweiligen Fachsemester ein Studienangebot vorhan-
den ist, und dies jeweils nur zum Wintersemester. 

Der Wissenschaftsrat hat die Kapazitätsplanung für 
das Projekt in seiner Stellungnahme gewürdigt und 
sie ausdrücklich als plausibel bewertet. Die gesetzli-
che Festlegung der Ausbildungskapazität während 
der Aufbauphase dient der Rechtssicherheit und 
schafft klare Rahmenbedingungen für den Aufbau der 
Fakultät. 

Zu § 3 Nr. 7: 

Da es sich bei Art. 11a um eine Übergangsvorschrift 
handelt, wird deren Außerkrafttreten geregelt. Dies 
geschieht durch Änderung des bestehenden Art. 13, 
der zu dem bislang nicht belegten Art. 12 wird und an 

dessen bisherigen Inhalt sich die Regelung zum Au-
ßerkrafttreten anschließt. 

 

§ 4 Änderung des Bayerischen Hochschulgesetzes 

Am 01.01.2018 ist der am 11.12.2017 bekanntge-
machte (GVBl S. 573, BayRS 02-32-K) Staatsvertrag 
über die Organisation eines gemeinsamen Akkreditie-
rungssystems zur Qualitätssicherung in Studium und 
Lehre an deutschen Hochschulen (Studienakkreditie-
rungsstaatsvertrag) in Kraft getreten, der die für die 
Akkreditierung zuständigen Stellen, sowie Kriterien 
und Verfahren regelt. In Art. 10 Abs. 4 Satz 1 ist daher 
klarzustellen, dass für die Akkreditierung der dort ge-
nannten Studiengänge künftig die Regelungen des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrags Anwendung fin-
den. 
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§ 5 Inkrafttreten 

§ 5 regelt das Inkrafttreten des Errichtungsgesetzes. 
Mit Ausnahme von § 1 und § 4 tritt das Gesetz zum 
Zeitpunkt des Trägerwechsels in Kraft. Um dem 
Kommunalunternehmen Klinikum Augsburg schon vor 
dem eigentlichen Zeitpunkt des Trägerwechsels eine 
Unterrichtungspflicht bezüglich des Übergangs ge-
genüber den Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen 
aufzuerlegen und um einen Übergangsaufsichtsrat 
u. a. zur raschen Bestellung der Klinikumsvorstands-
mitglieder zu etablieren, muss § 1 bereits zum 
01.08.2018 in Kraft treten. 

Der Studienakkreditierungsstaatsvertrag, auf den im 
durch § 4 geänderten Art. 10 Abs. 4 BayHSchG Be-
zug genommen wird, ist am 01.01.2018 in Kraft getre-
ten. Um an dieser Stelle keine Regelungslücke ent-
stehen zu lassen, muss daher auch § 4 mit Wirkung 
vom 01.01.2018 in Kraft treten. Dass hier mit einer 
Neuregelung zu rechnen war, ist allen relevanten Ak-
teuren bereits seit längerem bekannt, insbesondere  

─ wurden alle staatlichen und nichtstaatlichen Hoch-
schulen in Bayern mit Schreiben vom 23.03.2016 
darüber informiert, dass der Beschluss des Bun-
desverfassungsgerichts zum Akkreditierungswe-
sen vom 17.02.2016 (1 BvL 8/10) zum Anlass ge-
nommen wird, möglichen Handlungsbedarf für die 
Länder in Bezug auf die gemeinsamen Rechts-
grundlagen der Akkreditierung in Deutschland als 
auch in den einzelnen Ländern zu prüfen; 

─ hat die Kultusministerkonferenz mit Pressemittei-
lung vom 09.12.2016 den Beschluss des Entwurfs 
des Studienakkreditierungsstaatsvertrags bekannt 
gemacht; 

─ wurde auf Sitzungen der Hochschulverbünde am 
19.01. und 22.02.2017 (Universität Bayern e. V.) 
bzw. am 07.02. und 31.03.2017 (Hochschule Bay-
ern e. V.) umfassend dazu informiert;  

─ wurde der unterzeichnete Studienakkreditierungs-
staatsvertrag mit Schreiben vom 20.12.2017 allen 
staatlichen und nichtstaatlichen Hochschulen über-
mittelt. 

 


